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DEMOKRATIEN UNTER DRUCK?
Andreas Busch

Die liberalen Demokratien des Westens sind zen-
traler Baustein der liberalen Weltordnung, die seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs dominant war, 
in den vergangenen Jahren aber zunehmend un-
ter Druck geraten ist. Mit dem Amtsantritt von 
US-Präsident Donald Trump im Januar 2025 ist 
dies sehr deutlich geworden. Aber wie eng ist die 
Verbindung zwischen der Ausbreitung liberaler 
Demokratie und der Stabilität der liberalen Welt-
ordnung? Und inwiefern stehen auch die libera-
len Demokratien selbst unter Druck?

Im Folgenden wird es – nach einem kurzen 
Blick auf den Kontext der Entwicklung von De-
mokratie – zunächst um den Begriff der Demokra-
tie sowie unterschiedliche Demokratietypen gehen. 
Wie grenzen wir Demokratien von Autokratien 
ab? Reicht ein Fokus auf den reinen Wahlvorgang, 
oder bedarf es der Existenz zusätzlicher Elemente 
wie Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte, sind gar 
Politikergebnisse wichtig? Anschließend werden 
die Qualität der Demokratie sowie das numerische 
Verhältnis von Demokratien und Autokratien über 
die Zeit betrachtet. Lässt sich empirisch bestätigen, 
dass Demokratien auf dem Rückzug sind?

SIEGESZUG DER DEMOKRATIE

Das 20.  Jahrhundert betrachten wir gerne als das 
Jahrhundert der Ausbreitung der Demokratie. 
Diese Ausbreitung stand zu Beginn des 20.  Jahr-
hunderts sogar explizit auf der politischen Agen-
da. Der US-Präsident Woodrow Wilson begrün-
dete etwa seine Forderung nach Eintritt der USA 
in den Ersten Weltkrieg damit, dass autokratische 
Regime wie das damalige deutsche Kaiserreich eine 
Bedrohung für den Rest der Welt seien. Er sagte 
am 2. April 1917 vor dem US-Kongress: „Die Welt 
muss für die Demokratie sicher gemacht werden. 
Ihr Frieden muss auf den erprobten Fundamenten 
der politischen Freiheit gegründet werden. Wir 
haben keine egoistischen Ziele. Wir wollen kei-
ne Eroberung, keine Herrschaft. Wir suchen kei-
ne Entschädigungen für uns selbst, keine materi-
elle Entschädigung für die Opfer, die wir freiwillig 

bringen werden. Wir sind nur einer der Vorkämp-
fer für die Rechte der Menschheit.“ 01

Nach dem Ersten Weltkrieg weitete sich mit 
dem Ende vieler Monarchien zunächst die Zahl 
der Demokratien deutlich aus; doch wirtschaft-
liche Krisen und der Aufstieg des Faschismus in 
Europa führten bald schon zu einem Ende dieser 
Entwicklung; nach dem Zweiten Weltkrieg ent-
standen zum einen Demokratien in Westeuro-
pa und Asien, jedoch wurden auch kommunisti-
schen Diktaturen in Osteuropa etabliert.

1950 waren von den 80 souveränen Staaten 
der Welt 22 Demokratien, was einem guten Vier-
tel entspricht. Noch 1974 konnte man weltweit 
nur 39 Wahldemokratien zählen, also Staaten mit 
Mehrparteiensystem und fairen Wahlen. Doch 
seitdem breitete sich diese Regierungsform auf 
der ganzen Welt aus. In der „dritten Welle“ 02 der 
Demokratisierung fanden Länder in Südeuropa 
zurück zur Demokratie – mit dem Ende der Mili-
tärdiktaturen in Griechenland und Portugal 1974 
sowie dem Ende der Franco-Diktatur in Spani-
en 1975. In Südamerika und Asien demokratisier-
ten sich Länder wie Argentinien, Brasilien, Chile 
und Uruguay im Lauf der 1980er Jahre, ebenso 
wie in Asien die Philippinen und Südkorea. Die 
größte Zahl an Neuzugängen für die Demokratie 
folgte dann auf das Ende des Kalten Krieges und 
den Zusammenbruch des Ostblocks in den frü-
hen 1990er Jahren. Länder wie Polen, Tschechi-
en, die Slowakei, Ungarn, Rumänien und andere 
wurden Demokratien, die DDR demokratisierte 
sich und trat der Bundesrepublik bei.

Damals schien es, als sei die Entscheidung zu-
gunsten der Demokratie gefallen. Der amerika-
nische Politologe Francis Fukuyama veröffent-
lichte im Sommer 1989 (also noch vor all diesen 
Ereignissen) einen Aufsatz mit dem Titel „The 
End of History?“ – und diese (mit einem Frage-
zeichen versehene) These wurde zum geflügelten 
Wort. 03 Weshalb also nun die Debatte über die 
„Krise“ von Demokratien? Was ist passiert?

Empirische Analysen zeigen in der Tat seit 
etwa zehn bis 15 Jahren einen leichten Rückgang 
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bei den Demokratien – und zwar sowohl bei der 
Zahl der so klassifizierten Länder als auch bei der 
Qualität der Demokratie innerhalb einiger Länder. 
So hat etwa die amerikanische Nichtregierungsor-
ganisation Freedom House 2024 unter insgesamt 
195 Staaten 106 Wahldemokratien gezählt123 – das 
sind 56 Prozent aller Länder; 2007 waren es 63 Pro-
zent. 04 Auf lange Sicht und in globaler Perspektive 
ist die Demokratie jedoch eindeutig auf dem auf-
steigenden Ast. Allerdings ist dies eine Reise mit 
Rückschlägen gewesen – etwa in der Zwischen-
kriegszeit der ersten Hälfte des 20.  Jahrhunderts, 
und auch danach periodisch etwa in Lateinameri-
ka, Asien oder Südeuropa. Aber die positiven Wel-
len waren immer größer als die negativen, sodass 
die Zahl der Demokratien mittlerweile viel größer 
ist als sie das vor 50, 75 oder gar 100 Jahren war.

Um genauere Aussagen zu ihrem Schick-
sal machen zu können, sollen im Folgenden da-
her zwei Fragen im Mittelpunkt stehen: Erstens, 
was genau verstehen wir unter Demokratie? Und 
zweitens, wie sieht es mit der Empirie aus? Was 
gibt es für Maße für Demokratie, und was kann 
ihre Analyse uns über die Entwicklung von De-
mokratien (und den Druck, unter dem sie gegen-
wärtig stehen) sagen?

WAS IST UND WIE DEFINIEREN 
WIR DEMOKRATIE?

„Demokratie“ ist ein schwieriger Begriff. Jeder 
glaubt instinktiv, sofort zu wissen, worum es 
geht. Und doch gibt es bei genauerem Betrach-
ten sehr unterschiedliche Verständnisse von De-
mokratie. Es besteht also die Gefahr, aneinander 
vorbeizureden, ohne sich dessen bewusst zu sein.

Der Rechts- und Demokratietheoretiker Hans 
Kelsen etwa argumentierte 1920, Demokratie sei 
„der missbrauchteste aller politischen Begriffe“. 05 

01	 Address of President Wilson to Joint Session of Congress, 
2. 4. 1917, www.loc.gov/exhibitions/world-​war-​i-​american-​expe-
riences/about-​this-​exhibition/arguing-​over-​war/for-​or-​against-​
war/wilson-​before-congress (eigene Übersetzung).
02	 Zur sogenannten dritten Welle der Demokratisierung vgl. 
Samuel P. Huntington, Democracy’s Third Wave, in: Journal of 
Democracy 2/1991, S. 12–34.
03	 Vgl. Francis Fukuyama, The End of History?, in: The National 
Interest 16/1989, S. 3–18.
04	 Freedom House meldet zum 19. Mal „weltweiten Rückgang 
der Freiheit“, 28. 2. 2025, www.democracywithoutborders.org/
de/35830.
05	 Hans Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, Ditzin-
gen 2018, S. 7.

50 Jahre später stellte der Rechts- und Politikwis-
senschaftler Fritz W. Scharpf in seiner Konstanzer 
Antrittsvorlesung fest, Demokratie sei „wie kaum 
ein anderer Begriff der politischen Theorie zum Si-
gnalwort für positive Wertungen in der Sprache der 
Politik geworden“. Und er fuhr fort: „Aber auch 
kaum ein anderer politischer Begriff schillert so sehr 
in seinen Bedeutungen und dient so viel weniger der 
Verständigung als der Auseinandersetzung.“ 06

Die Demokratie ist nicht abstrakt am Reiß-
brett entstanden. Vielmehr haben sich über Jahr-
hunderte ganz unterschiedliche Praktiken der Be-
teiligung und Selbstbestimmung entwickelt, die 
wir heute als „demokratisch“ ansehen. Und da-
raus folgen unterschiedliche Verständnisse des-
sen, was als zentral für die Demokratie angese-
hen wird. 07 Demokratie ist für beobachtende 
Wissenschaftler erstmal ein ziemlich unordentli-
ches Feld. Diese Unordnung hat ihren Ursprung 
in den unterschiedlichen Entwicklungen und Er-
fahrungen in den betroffenen Ländern. Alle Ver-
suche, eine Ordnung in diese Beobachtungen zu 
bringen, sind lediglich nachträgliche Konstrukti-
onen. Deshalb sind Unklarheiten, Inkonsisten-
zen und Widersprüchlichkeiten wahrscheinlich; 
widerspruchsfreie Modelle sind nur in der The-
orie möglich.

Die wohl knappste Definition von Demo-
kratie stammt vom Politikwissenschaftler Adam 
Przeworski und lautet: „Democracy is a system in 
which parties lose elections.“ 08 In wenigen Wor-
ten definiert es als Kern des Konzepts das auf Wahl 
beruhende Prinzip des gewaltlosen Machtwech-
sels, also die Möglichkeit zum Austausch des po-
litischen Führungspersonals. Hier steht mithin ein 
prozeduraler Aspekt im Vordergrund und nicht die 
Vorstellung, Demokratie sei eine Form von Selbst-
bestimmung des Volkes – etwas, das man häufig 
als Definition von Demokratie hört. Selbstbestim-
mung ist aber faktisch unmöglich in den Massende-
mokratien der Gegenwart.

In etwas längerer Version (und mit 30  Jah-
ren weiterer Erfahrung) definiert Przeworski in 
einem Aufsatz aus dem Jahr 2024 umfassender: 
„Demokratie ist ein System, in dem Bürger kol-

06	 Fritz W. Scharpf, Demokratietheorie zwischen Utopie und 
Anpassung, Konstanz 1970, S. 8.
07	 Vgl. Robert A. Dahl, On Democracy, New Haven 1998, 
Kap. 2.
08	 Adam Przeworski, Democracy and the Market, Cambridge 
1991, S. 10.

http://www.loc.gov/exhibitions/world-war-i-american-experiences/about-this-exhibition/arguing-over-war/for-or-against-war/wilson-before-congress
http://www.loc.gov/exhibitions/world-war-i-american-experiences/about-this-exhibition/arguing-over-war/for-or-against-war/wilson-before-congress
http://www.loc.gov/exhibitions/world-war-i-american-experiences/about-this-exhibition/arguing-over-war/for-or-against-war/wilson-before-congress
http://www.democracywithoutborders.org/de/35830
http://www.democracywithoutborders.org/de/35830
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lektiv entscheiden, von wem und, bis zu einem 
gewissen Ausmaß, wie sie regiert werden wol-
len (…). Ein Regime ist nur dann demokratisch, 
wenn Bürger die freie Wahl haben – einschließlich 
der Freiheit, Regierungen abzusetzen.“ 09

Der Demokratieforscher Wolfgang Merkel 
hat vorgeschlagen, die Vielzahl von Demokratie-
begriffen und -definitionen durch eine Trias zu 
ordnen: ein minimalistisches Modell, ein mitt-
leres Modell und ein maximalistisches Modell. 10 
Worin unterscheiden sie sich?

Das minimalistische Modell
Die minimale Demokratietheorie geht davon aus, 
dass freie, gleiche und geheime Wahlen nicht nur 
den Kern der Demokratie bilden, sondern diese 
selbst sind.

Die erste und vielleicht immer noch ein-
flussreichste Darstellung hat dazu der Ökonom 
und Demokratietheoretiker Joseph  A. Schum-
peter 1942 in seinem Buch „Kapitalismus, So-
zialismus und Demokratie“ vorgelegt. Mit die-
ser Theorie distanziert sich Schumpeter von der 
„klassischen Lehre der Demokratie“, die er in der 
Vorstellung sieht, dass in der Demokratie das Ge-
meinwohl dadurch verwirklicht werde, dass das 
Volk selbst die Streitfragen entscheide und zwar 
durch die Wahl von Personen, die seinen Willen 
ausführen. 11

Schumpeter kritisiert an dieser Sichtweise vor 
allem zwei Dinge: Zum einen gebe es „kein solches 
Ding wie ein eindeutig bestimmbares Gemein-
wohl, über das sich das ganze Volk kraft ratio-
naler Argumente einig wäre“; zum anderen wür-
de selbst die Existenz eines solchen Gemeinwohls 
„nicht ebenso bestimmte Antworten auf einzelne 
Probleme implizieren“ und somit konkrete Hand-
lungsanweisungen für die Regierung fehlen. 12 

Dem seiner Ansicht nach unrealistischen 
„klassischen“ Modell stellt er sein eigenes ge-

09	 Ders., Who Decides What Is Democratic?, in: Journal of 
Democracy 3/2024, S. 5–16, hier S. 5 (eigene Übersetzung). 
10	 Vgl. Wolfgang Merkel, Die Herausforderungen der Demo-
kratie, in: ders. (Hrsg.), Demokratie und Krise, Wiesbaden 2015, 
S. 7–42; ders., Im Zwielicht: Zerbrechlichkeit und Resilienz der 
Demokratie im 21. Jahrhundert, Frankfurt/M.–New York 2023.
11	 Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und 
Demokratie, Bern 1950, S. 397. Vgl. auch Christopher H. Achen/
Larry M. Bartels, Democracy for Realists: Why Elections Do Not 
Produce Responsive Government, Princeton 2016. Was Schumpeter 
„klassische Lehre“ nennt, heißt bei Achen und Bartels „folk theory of 
democracy“ (S. 1).
12	 Schumpeter (Anm. 11), S. 399 f.

genüber, das die Rollen von Wille und Wahl ver-
tauscht. Schumpeter argumentiert, dass nicht zu-
nächst ein feststehender Wille vorhanden sei, zu 
dessen Durchsetzung eine Regierung gewählt 
wird – vielmehr bestehe die Rolle des Volkes da-
rin, eine Regierung hervorzubringen. Und er de-
finiert: „Die demokratische Methode ist dieje-
nige Ordnung der Institutionen zur Erreichung 
politischer Entscheidungen, bei welcher einzel-
ne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines 
Konkurrenzkampfs um die Stimmen des Volkes 
erwerben.“ 13 

Das minimalistische Modell konzentriert 
sich mithin auf prozedurales Vorgehen. Das 
politische Angebot mit der höchsten Nach-
frage gewinnt die Wahl und erhält damit das 
Recht, eine Regierung zu bilden und auf Zeit 
die Entscheidungen im Gemeinwesen zu tref-
fen. In periodischen Abständen haben die Wäh-
ler die Möglichkeit, die Leistung der Repräsen-
tanten zu bewerten und sie in weiteren Wahlen 
entweder zu bestätigen oder abzuwählen (und 
somit anderen Repräsentanten ihr Vertrauen 
auszusprechen).

Das mittlere Modell
Wo aber sind im minimalistischen Modell vie-
le andere Dinge, die in unserer Demokratie auch 
vorkommen und eine wichtige Rolle spielen? Wo 
ist die Rede vom Rechtsstaat, wo von den Men-
schen- und Bürgerrechten oder von Partizipati-
onsrechten jenseits der periodischen Wahlen?

Das sind Fragen, die die Verfechter des mitt-
leren Modells der Demokratie ebenfalls stellen. 
Sie verweisen darauf, dass die zentralen Mecha-
nismen einer funktionierenden Demokratie (also 
die freien, allgemeinen, gleichen und fairen Wah-
len) in bestimmte Voraussetzungen eingebet-
tet sein müssten, um gut zu funktionieren. Dazu 
gehören nach dieser Ansicht zentral die Rechts-
staatlichkeit (was zudem Menschen-, Grund- und 
Bürgerrechte garantiert), die horizontale Gewal-
tenkontrolle (also die zwischen Exekutive, Legis-
lative und Judikative) und politische Partizipati-
onsrechte jenseits von Wahlen.

Gemeinsam sind dem minimalistischen und 
dem mittleren Konzept der Demokratie „die Be-
schränkung auf Normen, Prinzipien und Verfah-
ren, die dem demokratischen Entscheidungspro-

13	 Ebd., S. 428.
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zess zugrunde liegen“. 14 Die Ergebnisse dieser 
Prozesse sind hingegen nicht Teil der Anforde-
rungen an das Demokratiekonzept. Denn Demo-
kratie ist, so wurde es einmal markant formuliert, 
„ein System regelgebundener Ergebnisoffen-
heit“. 15 Man kann deshalb keine festen Aussagen 
über die Ergebnisse des demokratischen Prozes-
ses machen – denn sie sind nicht Teil der Anfor-
derungen an das Demokratiekonzept.

Das maximalistische Modell
Das sehen die Anhänger des maximalistischen 
Modells der Demokratie anders. Sie wollen in das 
Konzept der Demokratie nicht nur Aspekte von 
Beteiligung, sondern auch von Ergebnissen des 
politischen Entscheidungsprozesses einbeziehen. 
Dazu gehören deshalb die Leistungen dessen, was 
Regierungen tun – Kollektivgüter wie innere und 
äußere Sicherheit, wirtschaftliche Absicherung 
und sozialstaatliche Garantien für die Bürger so-
wie das Erreichen bestimmter Parameter bei der 
Verteilung von Gütern.

Historisch sind solche Forderungen erhoben 
worden, um politische Benachteiligung durch ex-
treme Ungleichheit zu verhindern. Erst die sozi-
ale Demokratie sichere politische Gleichheit, so 
argumentierten Theoretiker wie der Sozialdemo-
krat Eduard Bernstein oder der Weimarer Staats-
rechtler Herrmann Heller vor rund 100  Jahren. 
Auch heute werden ähnliche Forderungen erho-
ben, und die Bereiche sind über das vor allem Ma-
terielle hinaus erweitert worden. So werden etwa 
Themen der Gleichheit von Rechten, der Abwe-
senheit von Diskriminierung oder der tatsächlich 
erreichten Gleichheit der Geschlechter (und nicht 
nur der Chancengleichheit) von einigen als not-
wendiger Bestandteil von Demokratie definiert.

Allerdings lassen sich gegen maximalistische 
Definitionen von Demokratie auch gewichtige 
Einwände erheben. Erstens stehen sie dem Pro-
blem gegenüber, dass viele der Output-Leistungen 
ja ebenso gut von Autokratien und Diktaturen er-
bracht werden können. Man kann sie als Ergebnis-
se „guten Regierens“ definieren – und darauf haben 
Demokratien (zumindest theoretisch) kein Mono-
pol. Empirisch sind die Ergebnisse bei Demokrati-
en zwar systematisch besser – was mit den Rück-
kopplungseffekten durch die Mechanismen der 
Verantwortung zu tun hat. Aber gutes Regieren hat 

14	 Merkel 2015 (Anm. 10), S. 12.
15	 Przeworski (Anm. 8), S. 13.

im Prinzip nichts mit Demokratie zu tun. Zwei-
tens kann eine solche Definition zu erhöhten Hür-
den für den Erfolgsmaßstab der Demokratie füh-
ren und dadurch die Demokratie schwächen. Denn 
ein System, von dem Leistungen erwartet werden, 
deren Produktion und Sicherstellung es nicht oder 
nur teilweise in der Hand hat – wie zum Beispiel 
wirtschaftliche Leistungen oder gesellschaftliches 
Verhalten – läuft Gefahr, dadurch in seiner Legiti-
mität geschwächt zu werden, obwohl die bestehen-
den Defizite nicht Resultat seines Handelns sind.

In der Zusammenschau spricht vieles dafür, 
sich bei der Beschäftigung mit Demokratie auf das 
mittlere Modell zu konzentrieren. Es beschränkt 
sich auf die Normen, Prinzipien und Verfahren, 
die dem demokratischen Entscheidungsprozess 
zugrunde liegen und den Vorteil haben, dass ihre 
Befolgung gut erkennbar ist. Zudem greift es jen-
seits des bloßen Wahlprozesses Aspekte auf, die 
für ein gutes und dauerhaftes Funktionieren de-
mokratischer Mechanismen wichtig sind, wie den 
Schutz von Menschen- und Grundrechten durch 
den Rechtsstaat und Partizipationsmöglichkeiten 
im Rahmen der Zivilgesellschaft.

IST DAS REDEN VON EINER 
„KRISE DER DEMOKRATIE“ 

GERECHTFERTIGT?

Bücher zum Themenfeld „Demokratie und Kri-
se“ gibt es schon seit mehreren Jahren in großer 
Zahl, und einige davon sind Bestseller geworden. 
Die ersten wissenschaftlichen Bücher zum The-
ma tauchen in Deutschland vor etwa zehn Jah-
ren auf 16 – die Krisen der vorangegangenen Jah-
re (2008 die Weltfinanzkrise, gefolgt von der 
Krise im Euroraum, dann 2015 von der Flücht-
lingskrise) haben eine allgemeine Verunsicherung 
geschaffen, die (nach weiteren Krisen) gelegent-
lich mit dem Wort „Polykrise“ zusammengefasst 
wird. Nach dem Brexit-Referendum und der ers-
ten Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten 
2016 sowie dem Aufstieg (zumeist rechts-)popu-
listischer Kräfte in Europa wurde diese Literatur 
auch auf dem allgemeinen Markt populärer und 
produzierte eine Reihe von Bestsellern. 17 

16	 Vgl. Wolfgang Merkel (Hrsg.), Demokratie und Krise: Zum 
schwierigen Verhältnis von Theorie und Empirie, Wiesbaden 2015.
17	 Vgl. Steven Levitsky/Daniel Ziblatt, How Democracies Die, 
New York 2018; Adam Przeworski, Krisen der Demokratie, Berlin 
2020; David Runciman, How Democracy Ends, London 2018.



APuZ  22–23/2025

22

Krisendiagnosen verkaufen sich gut und ent-
falten ihre eigene Dynamik. Die Corona-Pande-
mie tat ihr Übriges dazu, das allgemeine Krisen-
gefühl zu steigern, und der Beginn des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine ebenso. Doch 
es ist fair zu sagen, dass sich die Politikwissen-
schaft in der Beurteilung der Lage nicht einig ist. 
Denn es sind auch skeptische Anmerkungen zu 
den Krisendiagnosen gemacht worden. Es lohnt 
sich deshalb ein genauerer Blick darauf, welche 
Krisensymptome es gibt.

Krisenerscheinungen  
in liberalen Demokratien

Die empfundenen Krisenerscheinungen in libera-
len Demokratien manifestieren sich in vierfacher 
Hinsicht:

Erosion demokratischer Normen und Institu-
tionen: In vielen etablierten Demokratien ist eine 
schleichende Erosion demokratischer Normen 
und Institutionen zu beobachten. Diese Entwick-
lung ist oft subtil und erfolgt nicht durch offen-
sichtliche Verstöße gegen die Verfassung, sondern 
durch die schrittweise Aushöhlung der Effektivi-
tät und Legitimität demokratischer Institutionen. 
Dazu gehört etwa eine Unterminierung der Ge-
waltenteilung oder Änderungen am Wahlrecht 
zum politischen Vorteil der herrschenden Partei.

Populismus und politische Polarisierung: Eine 
zweite Manifestation krisenhafter Entwicklun-
gen ist der Aufstieg von Populismus, der oft mit 
einer starken Polarisierung der Gesellschaft ein-
hergeht. Populistische Führer und Parteien stel-
len häufig die Prinzipien der liberalen Demokra-
tie infrage und fördern eine Politik der Spaltung 
und des Misstrauens gegenüber etablierten Insti-
tutionen und Medien. Hilfsmittel sind hier etwa 
eine Verrohung politischer Sprache, persönliche 
Angriffe auf politische Gegner oder das Präsen-
tieren simpler Lösungen für komplexe Probleme 
(für die eine Wählerschaft freilich empfänglich 
sein muss).

Rückgang des Vertrauens in die Effektivität 
von Regierungen: Auch auf der Nachfrageseite 
von Politik gibt es Probleme. Die Entfremdung 
steigt, während das Vertrauen, dass Regierungen 
in der Lage sind, als wichtig wahrgenommene 
Probleme einer Lösung zuzuführen, sinkt. Daten 
der OECD zufolge vertrauen in 22 untersuchten 
Staaten (und das sind zumeist etablierte liberale 
Demokratien) nur 39  Prozent der Bürger ihren 
Regierungen stark oder ziemlich stark, während 

44 Prozent dies nicht oder kaum tun. Insbesonde-
re bei Frauen und Personen mit niedriger formel-
ler Bildung ist das Vertrauen gesunken. 18

Veränderungen der politischen Kommunikati-
on: Digitalisierung und Internet haben die Bedin-
gungen politischer Kommunikation grundlegend 
geändert. Statt eines zweistufigen Kommunikati-
onsflusses (in dem Redaktionen ordnen, sortieren 
und anschließend veröffentlichen) findet politi-
sche Kommunikation über soziale Medien, Blogs 
et cetera nach dem Modell des „Direktvertriebs“ 
statt, was die Qualität des politischen Diskurses 
senkt. Neben einer enormen Beschleunigung, die 
weniger Zeit zum Nachdenken lässt, ist eine Ver-
einfachung der Inhalte die Folge: Aufgrund der 
ständig zunehmenden Informationsmenge dringt 
eine Nachricht umso eher durch, je schriller oder 
überraschender sie ist. 19

Empirie der Krisenthese
Um die Krisenthese empirisch zu überprüfen, 
bietet das Forschungsprojekt „Varieties of De-
mocracy“ (V-Dem) eine qualitativ hochwertige 
und transparente Datensammlung. 20 Zwei Fra-
gen, die sich zum einen mit der inneren Verfasst-
heit der Demokratie, zum anderen mit deren glo-
baler Position befassen, lassen sich mithilfe der 
V-Dem-Daten beantworten: Erstens, was können 
wir über die Entwicklung der Qualität von De-
mokratie in den etablierten liberalen Demokrati-
en 21 sagen? Und zweitens, was können wir insge-
samt über die Entwicklung von Demokratie und 
Autokratie in der Welt sagen? Ist der oben ge-
schilderte Siegeszug der Demokratie an ein Ende 
gelangt?

18	 Vgl. Organisation for Economic Co-operation and Deve-
lopment, OECD Survey on Drivers of Trust in Public Institutions 
– 2024 Results, Paris 2024, S. 11.
19	 Vgl. Andreas Busch, Informationsinflation: Herausfor-
derungen an die politische Willensbildung in der digitalen 
Gesellschaft, in: Harald Gapski/Monika Oberle/Walter Staufer 
(Hrsg.), Medienkompetenz, Bonn 2017, S. 53–62.
20	 Der Datensatz des Projekts des V-Dem-Instituts an der 
Universität von Göteborg in Schweden versammelt Daten für alle 
Länder der Welt von 1789 bis zur Gegenwart und bezieht dabei 
über 600 Indikatoren ein, u. a. freie und faire Wahlen, Bürgerrech-
te und -freiheiten, richterliche Unabhängigkeit, Beschränkungen 
von Exekutivmacht, Geschlechtergleichheit, Freiheit der Medien 
und Aspekte von Zivilgesellschaft. Siehe www.v-dem.net.
21	 Damit sind die 21 etablierten Demokratien Westeuropas 
und Nordamerikas zuzüglich Australien, Japan und Neuseeland 
mit einer Mindestgröße von 1,5 Mio. Einwohnern (also ohne 
Island, Malta, Luxemburg und Zypern) gemeint.

http://www.v-dem.net
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Die V-Dem-Daten für die 21 betrachteten 
Länder für den Zeitraum von 1950 bis 2022 (die 
letzten verfügbaren Daten) zeigen einen klaren 
Anstieg der Qualität der Demokratie insbesonde-
re ab Mitte der 1970er Jahre mit dem Ende der Mi-
litärdiktaturen in Südeuropa, dem ab Beginn der 
1980er Jahre eine Plateauphase auf sehr hohem 
Niveau folgt. Ab 2012 geht die durchschnittli-
che Demokratiequalität dann jedoch beträchtlich 
zurück, was zeigt, dass die erwähnten Debatten 
um die „Krise der Demokratie“ eine Fundierung 
auch in der Empirie dieses Indikators finden. Al-
lerdings ist der Rückgang kein grundsätzlicher 
– er führt vielmehr auf ein bereits in den frühen 
1980er Jahren erreichtes Niveau, das im interna-
tionalen Vergleich immer noch sehr hoch ist. Es 
gibt also keinen katastrophalen Rückgang der 
Demokratie laut diesen Indizes. 

Blicken wir auf ausgewählte Länder, die seit 
1950 demokratisch sind – zum Beispiel die USA, 
Frankreich, das Vereinigte Königreich und die 
Bundesrepublik –, dann sehen wir, dass sich auch 
in solchen Ländern die Qualität der Demokra-
tie über die vergangenen Jahrzehnte verbessert 
hat. Am deutlichsten sind Verbesserungen in 
den USA während der 1960er und 1970er Jah-
re, was unter anderem mit den von der Bürger-
rechtsbewegung erkämpften Reformen zu tun 
haben dürfte. Bezogen auf die Zeit seit 1980 gibt 
es nur relativ geringe Divergenzen zwischen den 
vier Ländern. Die Folgen von Politikveränderun-
gen sind in den Daten nachvollziehbar – etwa die 
Verbesserung in Großbritannien durch Devoluti-
on und Karfreitags-Abkommen Ende der 1990er 
Jahre oder die Verschärfung der Bürgerrechts-
situation in den USA nach den Terroranschlä-
gen vom 11. September 2001. Dort kann man in 
den Jahren ab 2017 auch einen deutlichen Rück-
gang sehen, der wohl mit der Politik in der ersten 
Amtszeit von Präsident Trump zusammenhängt 
(und ab 2021 wieder eine Verbesserung aufweist).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der 
Blick auf einzelne Länder auch in einer so rela-
tiv kleinen und homogenen Gruppe wie der hier 
betrachteten interessant erscheint und nationale 
Besonderheiten sichtbar macht. Die Schwankun-
gen sind aber, bezogen auf das absolute Niveau, 
gering. Selbst Rückgänge bedeuten hier lediglich 
eine ähnliche Situation wie in den 1980er oder 
1990er Jahren, keine grundsätzlichen Verluste.

Mit Blick auf die weltweite Situation der De-
mokratie werden im V-Dem-Datensatz „Regimes 

of the World“ vier Regimetypen unterschieden: In 
geschlossenen Autokratien haben die Bürger kein 
Recht, entweder den Regierungschef oder das Par-
lament durch Wahlen mit mehreren Parteien zu 
wählen. In Autokratien mit Wahlen gibt es das 
Wahlrecht für den Regierungschef und das Parla-
ment mit mehreren Parteien, aber den Bürgern feh-
len zentrale Freiheiten (wie Meinungsfreiheit oder 
die Freiheit zur Bildung von Vereinigungen), die 
diese Wahlen erst bedeutsam, frei und fair machen 
würden. In Wahldemokratien haben die Bürger 
das Recht, den Regierungschef und das Parlament 
in bedeutsamen, freien, fairen Wahlen in einem 
Mehrparteiensystem zu wählen. Und in liberalen 
Demokratien kommen zur Situation der Wahlde-
mokratie zusätzlich Bürger- und Minderheiten-
rechte für die Einzelnen hinzu, Gleichheit vor dem 
Gesetz, sowie eine horizontale Gewaltenkontrol-
le der Exekutive durch Legislative und Judikative.

Wenn wir auf die Zeit seit 1950 blicken, kann 
man in der Abbildung den bereits erwähnten „Sie-
geszug der Demokratie“ sehen. Die Zahl der ge-
schlossenen Autokratien geht praktisch über den 
gesamten Zeitraum zurück; die Zahl der Autokrati-
en mit Wahlen steigt tendenziell (nach einem Rück-
gang in den 1960er Jahren). Die Zahl der Wahlde-
mokratien steigt seit den 1990er Jahren deutlich; 
die Zahl der liberalen Demokratien steigt zunächst 
beständig, ist aber seit 2010 wieder rückläufig.

Insgesamt teilt sich die Welt seit grob 30 Jah-
ren in etwa 50 Prozent Demokratien und 50 Pro-
zent Autokratien; 1950 standen sich noch etwa 
80 Prozent Autokratien rund 20 Prozent Demo-
kratien gegenüber. Projizierte man die Länder auf 
eine Weltkarte, so wäre zudem deutlich sichtbar, 
dass die verschiedenen Regimetypen nicht zufäl-
lig über den Globus verteilt sind, sondern in be-
stimmten Gegenden konzentriert auftreten. Die 
autokratischen Regimetypen liegen hauptsächlich 
in Afrika und Asien, während die demokratischen 
Regimetypen vorwiegend in Nord- und Südame-
rika, Europa und Ozeanien zu finden sind.

SCHLUSS

Dass Demokratien unter Druck stehen, ist heute 
eine weit verbreitete Auffassung. Und in der Tat 
unterstützen die aktuellen politischen Entwick-
lungen diese These – ob wir auf die Ergebnisse 
der jüngsten Bundestagswahlen blicken oder auf 
die ersten Wochen der neuen Regierung Trump 
in den USA.

Abbildung: Entwicklung Regimetypen, 1950–2022

100

75

50

25

0

1960 1980 2000 2020

Jahr

Regimetyp
geschlossene Autokratien

Autokratien mit Wahlen

Wahldemokratien

liberale DemokratienZa
hl

 d
er

 Lä
nd

er

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten von V-Dem
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Die Ausbreitung der Demokratie als Staats-
form kann über das 20. Jahrhundert – und insbe-
sondere seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs – 
zwar durchaus als triumphal bezeichnet werden; 
die V-Dem-Daten unterstützen jedoch den Ein-
druck von Rückschlägen. Allerdings ist dieser 
Rückgang begrenzt, sodass die Qualität von De-
mokratie weiterhin dem Niveau der 1980er und 
1990er Jahre entspricht; es handelt sich also kei-
nesfalls um eine grundlegende Veränderung. 
Ebenso deutlich ist jedoch, dass weitere Entwick-
lungen sorgfältig beobachtet werden müssen, um 
einen zukünftigen Verlust an demokratischer 
Substanz zu verhindern.

Blickt man auf die Verbindung zur eingangs 
angesprochenen, unter Druck befindlichen libe-
ralen Weltordnung, so wird deutlich, dass es in 
diesem Zusammenhang wohl nur begrenzt auf die 
Zahl oder Qualität der Demokratien ankommt. 
Als sich die liberale Weltordnung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg herausbildete, gab es deutlich weni-
ger Demokratien als heute, und die existierenden 

waren nach den heute angelegten Maßstäben von 
niedrigerer Qualität. Insbesondere die USA wa-
ren im Hinblick auf Aspekte des Wahlrechts und 
der Umsetzung bürgerlicher Freiheiten noch ein 
anderes Land als heute.

Dennoch war die (vor allem auf Initiative der 
USA) begründete liberale Weltordnung erfolg-
reich. Es kommt aus dieser Perspektive, so meine 
Schlussthese, weniger auf die Qualität der Demo-
kratie an, sondern darauf, ob bestimmte Länder 
eine solche Weltordnung politisch verfolgen und 
als in ihrem Interesse liegend betrachten. Das war 
nach 1945 in den Vereinigten Staaten der Fall; ob 
es in den USA von heute noch der Fall ist, er-
scheint zunehmend fragwürdig.
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